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▶▶ Abgeltungsteuer
Einnahmen aus stiller Beteiligung an Angehörigen-GmbH

|  Die Besteuerung von Einnahmen aus einer 20%igen stillen Beteiligung an 
einer GmbH, an der der Stille der Sohn des alleinigen GGf der GmbH ist und 
zugleich leitender Angestellter, erfolgt mit dem Abgeltungsteuersatz von 
25 %. Trotz des „Vater-Sohn-Verhältnisses“ mangelt es danach an einem 
schädlichen Näheverhältnis i. S. v. § 32d Abs. 2 S.  1 Nr.  1 Buchst. b EStG, 
solange nicht einer der in der Gesetzesbegründung formulierten besonde-
ren Umstände vorliegt, insbesondere eine Beherrschungssituation gege-
ben ist (FG Hessen 22.10.18, 6 K 49/17, Rev. BFH: VIII R 46/18).  |

Die sich aus dem Wortsinn von „nahestehender Person“ ergebende Ausle-
gung, es seien alle natürlichen und juristischen Personen gemeint, die zu
einander in enger Beziehung stehen, geht dem BFH zu weit (etwa BFH 28.1.15, 
VIII R 8/14, BStBl II 15, 397). Das Verwandtschaftsverhältnis zwischen stillen 
Beteiligten und Gesellschafter der GmbH reicht zur Begründung des Nähe-
verhältnisses selbst dann nicht aus, wenn der Angehörige aufgrund seiner 
Geschäftsführerstellung einen gewissen Einfluss auf Entscheidungen des 
stillen Beteiligten haben sollte.

PRAXISTIPP  |  Als ein schädliches Beherrschungs-/Abhängigkeitsverhältnis zwi-
schen Angehörigen hat die Rechtsprechung bislang aber den Fall angesehen, bei 
dem ein Ehemann seiner Ehefrau ein Darlehen zur Anschaffung und Renovierung 
eines Mietobjekts gewährte, wobei die Ehefrau mangels eigener finanzieller Mittel 
und Kreditwürdigkeit „bei der Aufnahme der Darlehen von dem Ehemann als 
Darlehensgeber (absolut) finanziell abhängig“ war. Bei vergleichbaren Konstellati-
onen sollte die Gestaltungspraxis Vorsicht walten lassen. Es bleibt auf jeden Fall 
abzuwarten, ob der BFH das vorliegende Revisionsverfahren nutzen wird, seine 
Rechtsprechungsgrundsätze zum Näheverhältnis weiterzuentwickeln. 
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▶▶ Kindergeld
Abbruch des Studiums: Trotz Immatrikulation kein Kindergeld

|  Tritt ein Student zu einer letztmaligen Prüfung nicht an, erfolgt meist im 
nächsten Schritt die Zwangsexmatrikulation – doch das kann dauern. Das 
FG Mecklenburg-Vorpommern hat nun entschieden, dass die Berufsausbil-
dung bereits dann endet, wenn das Kind ein Studium – ungeachtet einer 
fortbestehenden Immatrikulation – durch Nichtantritt zur letztmaligen 
Prüfung endgültig abgebrochen hat (FG Mecklenburg-Vorpommern 18.10.18, 
3 K 65/17; Rev. BFH III R 65/18).  |

PRAXISTIPP  |  Ein Hochschulstudium endet grds. spätestens mit der Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses, kann aber auch bereits zuvor mit Erbringung aller 
Prüfungsleistungen beendet sein. Sofern der Nichtantritt zu Prüfungen Grund für 
den Abbruch des Studiums ist, sollten zur Wahrung des Kindergeldanspruchs 
sogleich Bemühungen zur Erlangung eines Ausbildungsplatzes oder eines Studien
platzes einer anderen Studienrichtung unternommen werden. Können solche 
ernsthaften Bemühungen in bereits von den Familienkassen aufgegriffenen Fällen 
nicht nachgewiesen werden, steht man meist auf verlorenem Posten.
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Datenverarbeitungsverbote, Rechenschafts- und Doku-
mentationspflichten, Beweislastumkehr und dazu noch 
hohe Bußgelder: Die Vorschriften der DS-GVO sind knall-
hart. Und ihre Auslegung ist in vielen Punkten immer noch 
unklar. Die Webinar-Reihe klärt aktuelle Umsetzungsfra-
gen und zeigt, wie Sie Ihre Kanzlei und Ihre Mandanten fit 
für die neuen Anforderungen machen. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal 
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren 
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 80,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern 
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand 
und -kosten entfallen.

IWW-Webinare

Datenschutz
Aktuelle Praxisfragen der DS-GVO

Referent
Dr. Guido Mareck
Stv. Direktor des Arbeits gerichts 
Dortmund

Ständiger Referent bei Fortbildungs-
veranstaltungen, Mitautor der 
Publikation „Beschäftigtendaten-
schutz“, ständiger Autor des 
Informationsdienstes AA Arbeits-
recht aktiv

Teilnehmerkreis
Datenschutzbeauftragte, Inhouse-
Juristen, Rechtsabteilungen 
von Unternehmen, Rechtsanwälte, 
Rechtsanwalts- und Notar-
fachangestellte, Steuerberater 

Termine
27.05.2019, 09.09.2019, 
25.11.2019, 10.02.2020

jeweils 10:00―12:00 Uhr

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 120,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
99,00 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Buchungs-Nr. 1087

Dr. Guido Mareck

Ich kläre mit Ihnen die aktuellen 

„Dauerbaustelle DS-GVO: 

Umsetzungsfragen!“

Aktuelles Programm unter: 
iww.de/s1982
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